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Delegiertenversammlung der Fortschrittlichen 
Bürgerpartei in Schaan 

Am vergangenen Dienstagabend fand im' Saa­
le des Hotels „Linde" in Schaan eine Delegier­
tenversammlung de r  Fortschrittlichen Bürger­
partei statt, die sehr gut besucht war. 

Der Parteivorsitzende, Dr. Richard M e i e r ,  
Schaari, konnte über hundert Delegierte und 
Parteifreunde willkommen heißen, In seinem 
Einfühlungswort gab der Präsident einen Rück 
blidc über das  parteipolitische Geschehen. Un 
ter Hinweis auf die Tagesordnung gab Dr. Ri 
chard Meier bekannt, daß die Einberufung die­
ser Versammlung ganz besonders aus zwei 
Gründen erfolgt sei, nämlich um Bericht zu er­
statten und um die Delegierten über die Vor­
gänge auf der  politischen Ebene zu informieren. 
Er freue sich daher, so führte d e r  Parteipräsi­
dent  aus, daß der Einladung zu dieser Ver­
sammlung so zahlreich Folge geleistet worden 
sei und er danke allen für das gezeigte Inter­
esse. 

•Hierauf erteilte de r  Parteivorsitzende Partei­
sekretär Edwin Nutt das Wort, de r  einen Tä­
tigkeitsbericht der Parteileitung abgab. In  die­
sem Bericht wurde über die geleistete Arbeit 
des  Parteiausschusses Aufschluß gegeben und 
der Aufgabenkreis der Parteileitung kurz um­
rissen. • 

Im Mittelpunkt der Versammlung stand ein 
Referat von Herrn Regierungschef Alexander 
Frick, das das neugeschaffene Gesetz über die 
Kinderhilfe und die  gesetzliche Regelung über 
einen Steuerrabatt zum Gegenstand hatte. Der 
Regierungschef wies daraufhin, warum und wie­
so sich eine gesetzliche Neuregelung für die 
Kinderzulagen aufgedrängt habe. Die alte Re­
gelung, so führte er aus, habe nicht nur große 
Mängel enthalten, sondern sie sei auch in so­
zialer Hinsicht nicht mehr zeitgemäß gewesen, 
weil sie vor allem den Familienvater zu we­
nig geschützt habe. Der neue Gesetzesentwurf 
sei durch eine Studienkommission, in welcher 
alle Stännde vertreten gewesen seien, einge­
hend diskutiert und  durchberaten worden. — 
Schließlich sei eine Vorlage zu stände gekom­
men, die die Interessen al ler  Stände soweit als 
möglich berücksichtigt habe und die gerade des­
halb als gemeinsames Werk  aller Interessierten 
angesehen werden dürfe. Auch der  Landtag 
habe der Vorlage einhellig zugestimmt und so  
werde am 1. Januar 1958 eine gesetzliche Ord­
nung in Kraft treten, die d e n  heutigen Erfor­
dernissen weitgehend gerecht werde. Er sei 
überzeugt, daß sich diese neue Einrichtung für 
alle sehr günstig auswirke, weil sie verschie­
dene Ungerechtigkeiten ausmerze und vor  al­
lem die Ernährer der  Familien schütze, ganz 
gleich, ob sie dem Arbeiter-, dem Angestellten-, 
dem Kleinbauern- oder dem Kleingewerbe­
stand angehören. Außerdem habe man verwal­
tungstechnisch eine einfache Lösung erreicht, 
indem man  der  AHV-Verwaltung die Abwick­
lung d e r  Geschäfte, d. h. de r  Einzahlungen und 
der Auszahlungen übertragen habe. Er freue 
sich, daß  im Zusammenwirken mit d e r  Studien­
kommission und durch das  Verständnis d e s  
Landtages endlich eine Regelung gefunden wor­
den  sei, die ein wichtiges Problem einem guten 
Ende zugeführt habe. 

Dann kam d e r  Regierungschef au f  d e n  zwei­
ten  Punkt seines Referates zu sprechen, näm­
lich auf das Gesetz über die Gewährung eines 
Steuerrabattes. Es sei bedauerlich, so führte 

. der Referent aus, daß man eine Regelung, die 
endlidi eine alte Ungerechtigkeit zum größten 
Teil beseitigt habe, nur aus parteipolitischen 
Gründen, als übelriechend und als Zauber hin­
stellen wollte. Die Uebergangsregelung, w ie  
sie das neue Gesetz beinhalte, schütze endlich 
jene, die  durch das  bisherige Steuergesetz ver­
hältnismäßig zu stark belastet worden seien. 
Es sei eine bewußte Irreführung, wenn behaup­
tet worden sei, daß er persönlich eine gesamte 

Erhöhung der Steuern ins Auge gefaßt habe. 
Er sei nur für Gerechtigkeit eingetreten, und 
zwar nicht erst seit dem. Jahre 1956, sondern 
bereits 10 Jahre früher. Jede andere Darstel 
lung und Behauptung sei böswillig und er wer 
de, sofern dies die Verhältnisse erfordern, klar 
und unmißverständlich zur ganzen Angelegen 
heit Stellung beziehen. Es gehe einfach nicht 
an, so führte Regierungschef iFridc aus, daß man 
insbesondere jene treffe, die  fau Grund ihrer 
Einkommensverhältnisse sogar auf vermehtten 
Schutz Anspruch hätten. Die neue gesetzliche 
Regelung, die diese Ungerechtigkeiten weitge­
hend ausmerze, habe daher  ihre volle Berech­
tigung und wer  sie als Wahlpropaganda hin 
stelle, der  komme in den berechtigten Verdacht, 
daß er es gerade mit jenen nicht ehrlich möine, 
die schon längst auf  ausgleichende Gerechtig­
keit gewartet hätten. Die Studienkommissipn 
für die Schaffung eines neuen Steuergeseta 
sei damit beschäftigt, a n  Stelle der Ueberganc^-
lösung eine Dauerlösung zu schaffen und es sei. 
wichtig, daß in jener Kommission auch wieder 
alle Stände vertreten seien. Er sehe darin eine 
Garantie dafür, daß wirklich eine Regelung 
erreicht werde, die den Interessen aller Stände 
unseres Volkes soweit als möglich entgegen­
kommen werde. Damit seien die Vorausset­
zungen nun geschaffen, um auch dieses Pro 
blem einer befriedigenden Lösung für alle zu­
zuführen. — Regierungschef Frick erntete mit 
seinen Ausführungen großen Applaus. 

Vor Beginn der allgemeinen Diskussion in 
formierte d e r  Parteivorsitzende die Versamra 
lung über die  Frage des Wahltermins für d:e 
kommenden Landtagswahlen. Er verlas ein 
Schreiben der Parteileitung, das mit Datum v o n  
25. Juni 1957 an die Parteileitung der Vater­
ländischen Union gerichtet worden war. A i s  
diesem Schreiben ging hervor, daß dieser 
Punkt bereits auf der Tagesordnung der Fürst­
lichen Regierung als zuständige Behörde staid 
und daß dieses Traktandum über Wunsch der 
Regierungsvertreter der Union nidit abschlie­
ßend behandelt wurde, nachdem sie die An­
sicht vertraten, daß sie vorher noch ihre P*r-
teiinstanzen konsultieren möchten. Eine Ant­
wort auf das Schreiben d e r  Parteileitung der 
Fortschrittlichen Bürgerpartei, in welchem die 
Vaterländische Union um baldige Stellungnah­
me ersucht worden sei, stehe noch aus. 

Hierauf fand eine rege Diskussion statt, in 
welcher vorerst parteiorganisatorische Frajen 
debattiert wurden. Im weiteren stellte ein de­
legierter die Frage, in wie weit das Mittel- uid 
Kleingewerbe durch die neue Regelung der 
Kinderzulagen belastet werde. Regierungsdief 
Frick gab hierüber ergänzenden Aufschluß ind 
bemerkte, daß man mit den  Leistungsansälzen 
für die Beiträge mit 2 Prozent zum Beispiel un­
ter dem schweizerischen Durchschnitt liege ind 
daß der Staat hiefür e twas mehr leiste. Man 
habe damit alle Härten bei den sogen. Mitel-
gewerbebetrieben beseitigen wollen, die einen 
schweren Existenzkampf zu beste'hen hätien. 
Andererseits habe aber eine generelle. Regelung 
erfolgen müssen, well sonst gerade die Arbeits­
kräfte dem Mittel- und kleinen Gewerbe fer-
loren gegangen wären. 

tEine eindeutige Antwort löste die Bener-
kung eines Delegierten aus, die dahingefcnd 
lautete, daß e r  aus  Diskussionen schon gelört 
habe, es  spiele keine Rolle, welcher Partei'der 
Wähler die Stimme bei den Landtagswagen 
gebe, denn es  denke niemand daran, zum jei-
spiel den Regierungschef abzuberufen, mnz 
gleichgültig, wie  das Wahlresultat heraus kymr 
me. Es war Regierungschef Frick selbst, delzu 
dieser Bemerkung Stellung nahm. Er glajjbe 
nicht, so führte er aus, daß e s  Leute gebe, jdie 
so etwas im Ernste annehmen. Es müsse d)di 
jeder wissen, daß jene Partei den Regieriugs-

chef stelle, die im Lande die Mehrheit habe. 
Etwas anderes sei ausgeschlossen. Nötigen­
falls, so erklärte Reglerungschef Frick weiter, 
und zwar unter dem Applaus der Versamm­
lung, werde er von sidi aus eine klare Antwort 
nicht schuldig bleiben, wenn darüber da und 
dort etwa Zweifel bestünden. 

Schließlich richtete Sanitätsrat Dr. Martin 
Risdh a n  die Versammlung eindrückliche Wor­
te im Hinblick auf die kommenden Landtags­
wahlen. Die Bürgerpartei, so führte er aus, ha 
be die kommenden Wahlen nicht zu scheuen. 
Ihre bisherige Arbeit biete dafür Garantie, daß 
sie auch in der Zukunft ihre Aufgaben erkenne 
und erfülle. 

•Nach reichgewalteter Diskussion konnte Par 
teipräsident Dr. Richard M e i e r  die erfolgreich 
verlaufene Versammlung schließen. 

Im Zeichen der 
"tJsrdvelkhoppung 

Nachstehend zitieren wir zwei Artikel 
aus dem «St. Galler Tagblatt», die interes­
sante Feststellungen über die Ereignisse auf 
dem Kapitalmarkt enthalten. 

Eine Mitteilung der St. Gallischen 
Kantonalbank 

Mitg. In der sanktgallischen Presse sind 
dieser Tage Mitteilungen erschienen, wo­
nach die St. Gallische Kantonalbank «alle 
Baukredite gesperrt habe», bzw. «eine to­
tale Bankkreditsperrung verfügen mußte». 
Wir stellen hiezu fest, daß diese Berichte 
nicht den Tatsachen entsprechen. Es haben 
weder die Direktion je eine solche Weisung 
gegeben, noch die Behörden derartige Be­
schlüsse gefaßt. Richtig ist, daß auch unser 
Institut, wie die meisten Banken des Lan­
des, zufolge der Anspannung am Kapital­
markt sich in der Gewährung von lang­
fristigen Hypothekar- und Investitionskre­
diten zurzeit Zurückhaltung auferlegen 
muß. Diese Zurückhaltung deckt sich mit 
den Tendenzen und Richtlinien, wie sie 
sowohl vom Bundesrat als von der Schwei­
zerischen Nationalbank im Interesse der Er­
haltung der Kaufkraft des Schweizer Fran­
kens vertreten werden. 

Es ist von höchster Stelle mehrfach und 
mit Nachdruck darauf hingewiesen worden, 
daß die Investitionen die Sparkapitalbildung 
seit einiger Zeit stark überschritten haben 
und daß die früheren großen Ueberschüsse 
der Ertragsbilanz des Landes nicht nur ver­
schwunden sind, sondern sich heute sogar 
starke Anzeichen einer defizitären Ent­
wicklung abzeichnen. Diese Erscheinung 
hat sich in den letzten Monaten namentlich 
bei den Hypothekarbanken und Sparkassen 
bemerkbar gemacht, wo der Zufluß an Obli­
gationen- und Spargeldern in bedeuten­
dem Umfang hinter den Baukreditgesuchen 
zurückgeblieben ist. Auf die Dauer kann 
aber keine Bank bei solidem Geschäfts­
gebaren mehr langfristiges Geld ausleihen, 
als ihr selbst anvertraut ist. 

Unter diesen Umständen besteht die Not­
wendigkeit, die an uns gelangenden Bau­
kredit- und Hypothekarbegehren nach wirt­
schaftlicher und zeitlicher Dringlichkeit 
sprgfältig zu sichten. Diese Zurückhaltung 
trifft in erster Linie Bauvorhaben, die einen 
zeitlichen Aufschub ohne weiteres ertragen 
oder die offensichtlich spekulativen Cha­
rakter aufweisen. 

Mangelnde Information 
Es kommt vor, daß man in ausländischen Zei­

tungen Neuigkeiten und .Nachrichten über Er­
eignisse in unserem Lande lesen kann, bevor 
sie in unseren Landeszeitungen aufscheinen. 
So las man kürzlich von einem Weltkongreß 
d e r  ungarischen Studenten in Vaduz, von dem 
unsere Presse anscheinend sehr wenig oder 
aber  nichts wußte. Ebenfalls konnte man we­
d e r  eine Begrüßung noch, eine Besprechung le­
sen, wie sie solchen Tagungen vorauszugehen 
pflegt. Meines Erachtens ist es ein Mangel, 
dem abgeholfen werden muß, wenn man auf die 
Information mehr Wert ' legen würde. 

Kritikus. 
A n m e r k u n g  d e r  R e d a k t i o n :  Tat­

sächlich ist es schon in vereinzelten Fällen vor­
gekommen, daß die  ausländische Presse über 
gewisse Ereignisse in unserem Lande mehr zu  
berichten wußte a l s  -die Landespresse. Solche 
Erscheinungen gehören aber  erfreulicherweise 
zu den Ausnahmen. Doch wäre  .manchmal eine 
bessere und raschere Information an  unsere 
Presse zu begrüßen. 

Eine Erklärung seitens des Gewerbes 
Zu dieser Frage hat Dr. P. Bürgi an der 

Hauptversammlung des Gewerbeverbandes 
der Stadt St. Gallen am Freitagabend fol­
gende Erklärung abgegeben: 

In Anbetracht der zentralen Bedeutung 
einer florierenden Bautätigkeit für die 
Volkswirtschaft ist es wohl verständlich, 
wenn die sich abzeichnende Kreditverknap­
pung Gegenstand steigender Bedenken bil­
det. Die Sorge erstreckt sich nicht nur auf 
die Unternehmungen der verschiedenen 
Zweige des Baugewerbes, sondern auch auf 
die darin beschäftigten Arbeitnehmer und 
all jene Wirtschaftskreise, die indirekt vom 
Baumarkt abhängen. 

Dieser Tage war von einer gänzlichen 
Sperre der Baukredite bei der St. Gallischen 
Kantonalbank die Rede. Wir haben uns 
selbstverständlich bei den zuständigen Stel­
len über die Richtigkeit dieser Information 
erkundigt. Wir sind nun in der glücklichen 
Lage, feststellen zu dürfen, daß die Mel­
dung in dieser Form nicht zutrifft. Bei sämt­
lichen Hypothekarbanken in der ganzen 
Schweiz ist in den letzten Wochen eine 
starke Verknappung der Mittel eingetreten, 
was selbstverständlich bei der Gewährung 
neuer Baukredite zu großer Zurückhaltung 
zwingt. Die Kantonalbank St. Gallen ver­
fügt jedoch über einen großen Bestand an 
zugesicherten, noch nicht bezogenen Bau­
krediten, wodurch ein beträchtliches Bau­
volumen ausgelöst werden kann. Wir ha­
ben uns im übrigen davon überzeugt, daß 
die Banken große Anstrengungen zur Be­
friedigung der legitimen Kreditwünsche un-
ernehmen. Wir möchten die Bankwelt ersu­

chen, diese Haltung in den nächsten Mona­
ten beizubehalten und die Bedürfnisse der 
gewerblichen Klein- und Mittelbetriebe 
verständnisvoll zu berücksichtigen. 

Das Gewerbe vertritt die Auffassung, daß 
n Anbetracht der Versteifung des Kapital­

marktes die künstliche Verknappung des 
Geldes nicht weitergeführt werden sollte. 
Der St; Gallische Gewerbeverband hat des­
halb bei seiner schweizerischen Spitzen­
organisation angeregt, die beim Bund lie­
genden sterilisierten Mittel im Umfange 
von 750 Mio. Fr. sollten sukzessive ;zur Auf­
rechterhaltung einer normalen Bautätigkeit 
eingesetzt werden. Eine solche Maßnahme 


